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Kein anderer Staat wird derart oft an den Pranger gestellt wie Israel. Die EU-Bürger sehen in dem Land die grösste Bedrohung für den Weltfrieden. Medien und die Uno schüren einseitige Israel-Kritik. Die Proportionen sind vollends verloren gegangen. 
Der greise «Alexis Zorbas»-Komponist Mikis Theodorakis plaudert in erregtem Fortissimo vom jüdischen Volk als «Wurzel des Bösen», der CDU-Mann Martin Hohmann schwadroniert von den Juden als «Tätervolk», auf Demonstrationen sieht man Transparente, die den Davidstern mit dem Hakenkreuz gleichsetzen, und die Öffentlichkeit ergötzt sich an Verschwörungstheorien über den 11. September, die geradewegs zum israelischen Geheimdienst Mossad führen. Wie sind diese Zeichen zu deuten? Als vereinzelte Irrlichter, die regelmässig in der europäischen Geschichte aufflackern, oder als neue Welle des Antisemitismus?

Die Fratzen sind mehrheitlich die altbekannten. Neu ist die Freimütigkeit, in der sich der Antisemitismus manifestiert. «Die Tabuisierung ist durchlöchert», konstatiert der Wiener Schriftsteller Robert Schindel in der NZZ. Als Katalysator identifiziert er den Palästina-Konflikt. Dass es einem Politiker wie Hohmann einfalle, die Juden als «Tätervolk» zu bezeichnen, auch wenn dieser sich dabei auf die russischen Revolutionäre beziehe, sei ohne den jetzigen Nahostkonflikt nicht denkbar.

Dass heute vieles offener ausgesprochen wird, erklärt Schindel vor allem damit, dass sich «der Antisemitismus mit dem mischt, was man früher als ‹linken Antizionismus› bezeichnet hat». Antifaschisten und Achtundsechziger, einst stramm auf Seiten Israels, sähen Palästina als Teil der Dritten Welt und die PLO als Befreiungsbewegung.

Offiziell läuft die Parteinahme für den palästinensischen Underdog unter dem Deckmantel «Israel-Kritik». Doch «hinter der Wortfassade brodelt und zündelt es», wie der Soziologe Ulrich Beck in der Süddeutschen Zeitung schreibt. «Die Israel-Kritik schlägt um in Judenkritik, Judenfremdheit, Judenfeindlichkeit.» Sichtbar wird eine verräterische Einäugigkeit der Europäer. Man protestiert gegen die israelische Militanz und übersieht wohlwollend, ja rechtfertigt gar (wie jüngst Ted Honderich im Buch «Nach dem Terror») den Selbstmordterror, mit dem die Palästinenser die israelische Gesellschaft tyrannisieren.

Israel-Kritik ist nicht per se antisemitisch. Der Katalog israelischer Menschenrechtsverstösse ist bedenklich. Seit 36 Jahren okkupiert Israel ein Volk, enteignet Land, baut neue Siedlungen und verletzt dadurch die Genfer Konventionen. Dies alles soll, ja muss man kritisieren. Wer aber Israel mit besonderen Ellen misst, es leichtfertig an den Pranger stellt und dabei die Missstände in den diktatorischen und zutiefst israelfeindlichen Nachbarstaaten ausblendet, handelt antisemitisch.

Wenn 59 Prozent der EU-Bürger in einer jüngst durchgeführten Umfrage Israel als «Bedrohung für den Weltfrieden» bezeichnen, dann muss man sich beklommen fragen, ob die Europäer bloss die Regierungspolitik Ariel Scharons kritisieren – oder ob nicht eine gehörige Portion antisemitisches Gedankengut mitschwingt. Israel als weltweiter Friedensfeind Nummer eins, um Längen vor seinen tyrannischen Nachbarn Iran, Libyen, Syrien und der Hungerdiktatur Nordkorea?

Wie kommt es, dass ausgerechnet die Europäer in einem kruden Schwarz-Weiss-Schema denken: hier der gepanzerte Goliath Israel, dort der geschundene palästinensische David. Dass sich dieses Täter-Opfer-Muster in den Köpfen festgesetzt hat, ist auch auf die Berichterstattung in den Medien zurückzuführen, die besonders bei Ausbruch der Intifada vor drei Jahren – bisweilen mit überzeugenden Argumenten – Position für die Palästinenser ergriffen haben. Inzwischen scheint vielen jedoch der Kompass im Labyrinth des Nahostkonflikts abhanden gekommen zu sein. Das Bild der Israelis als Täter hat sich seit der Wahl Scharons zum Premierminister kontinuierlich verdichtet. Ein Blick jenseits des Sicherheitszauns wird kaum mehr gewagt. Ohne das Wissen um die Ursprünge der israelischen Geschichte und des Nahostkonflikts bleiben Psyche und Verhalten der Kontrahenten aber unergründlich. Versetzen wir uns also in die Position des am häufigsten angeklagten Staates der Welt und analysieren die schwersten Vorwürfe.

«Der Krieg von 1948 war ein Eroberungskrieg. Was damals geschah, war die Zerstörung der palästinensischen Gesellschaft und die Vertreibung derjenigen, die als unerwünscht betrachtet wurden.» Edward Said

Die Mythen um Israels Staatsgründung 1948 haben sich hartnäckig im israelischen Geschichtsverständnis eingegraben. Lange hat man die Legende von der palästinensischen Massenflucht hochgehalten. Sie wurde in den neunziger Jahren von Israels «neuen Historikern» demontiert. Die in rechten Kreisen als «Nestbeschmutzer» verpönten Wissenschaftler belegten, dass viele der rund 700000 Palästinenser im israelischen Unabhängigkeitskrieg 1948/49 gezielt vertrieben wurden. Andere flüchteten aus Angst, teils nach Aufforderung lokaler arabischer Kommandanten, teils in der Hoffnung, nach den Kriegswirren wieder in ihre Häuser zurückkehren zu können.

Die meisten Israelis sind heute bereit, anzuerkennen, dass der Erfolg Israels zu einem Teil auf Kosten der Palästinenser erzielt wurde. Sie sind bereit, ihr Geschichtsbild zu revidieren, um einer Koexistenz mit ihren Feinden Platz zu machen. Diese historische Aufarbeitung ist ein heilvoller Prozess, doch ist er auf der palästinensischen Seite ohne Antwort geblieben. Bis heute gibt es keinen palästinensischen «neuen Historiker», der die Frage untersucht hätte, ob ihr Führer in den dreissiger und vierziger Jahren, Grossmufti Hadsch Amin al-Husseini, richtig handelte, als er mit den Nazis kollaborierte und zum Mord an den Juden aufrief, «wo immer ihr sie findet».

Die Palästinenser haben vor der Staatsproklamation Israels zwei Teilungspläne – den Peel-Plan 1937 und den Uno-Teilungsplan 1947 (siehe Karte) – verworfen, die ihnen einen Staat zugeteilt hätten, der deutlich grösser gewesen wäre, als sie sich heute erhoffen können. Das Ziel der arabischen Führer war es, nicht bloss einen jüdischen Staat in Palästina zu verhindern, sondern die eingewanderten Juden (viele waren Shoa-Opfer) wieder aus dem Land zu treiben – eine Sichtweise, die bis heute grosse Popularität geniesst. «Israel hat kein Existenzrecht, selbst wenn es die Grösse einer Briefmarke hätte», schrieb Faisal Bodi, Senior Editor von Al-Dschasira-TV, vor drei Jahren im Guardian.

Im Gegensatz zu den Palästinensern hatten die zionistischen Führer, denen von den Briten in der «Balfour-Deklaration» 1917 eine nationale Heimstadt für die Juden in Palästina in Aussicht gestellt worden war, beide Teilungspläne akzeptiert. Erst als die Araber unmissverständlich klar machten, dass sie «ihr Land bis zum letzten Tropfen Blut» verteidigen würden, rief Ben Gurion 1948, basierend auf einem entsprechenden Beschluss der Uno-Vollversammlung, den Staat Israel aus. Nur ein Tag später griffen fünf arabische Armeen – Ägypten, Syrien, Transjordanien, Libanon und Irak – die junge Nation an.

Die Arabische Befreiungsarmee wurde 1948 von Fawzi al-Qawuqji kommandiert, der im Zweiten Weltkrieg in Deutschland gewesen war und von dort aus die Nazipropaganda in die arabische Welt verbreitete. Das Ziel war, das Werk, das Hitler begonnen hatte, zu vollenden. «Dies wird ein Ausrottungskrieg», prophezeite der Generalsekretär der Arabischen Liga, Azzam Pasha, «ein gewaltiges Massaker, über das man einmal sprechen wird wie über die Massaker der Mongolen und der Kreuzfahrer.» Die Araber verloren den Krieg. Die Tragödie sollte sich 1967 und 1973 wiederholen. Die Araber zogen jedes Mal als Verlierer vom Feld, ohne dass sie – mit Ausnahme von Ägypten und Jordanien – Israel als Staat anerkannt hätten.

«Es gibt keine Symmetrie in diesem Konflikt [...] Es gibt einen Schuldigen und Opfer. Die Palästinenser sind die Opfer.» Edward Said

Israel war nicht die einzige Nation, die 1948 in Folge des gescheiterten arabischen Angriffs Territorium gewann. Jordanien annektierte das Westjordanland, Ägypten eignete sich den Gazastreifen an. In beiden Fällen kümmerten sich die neuen Herrscher kaum um die Entwicklung der erworbenen Gebiete. Die Palästinenser lebten ohne Bürgerrechte, ohne Universitäten, ohne freie Presse, ohne Kanalisation. Die Besatzungen durch Jordanien und Ägypten waren nie Gegenstand einer Uno-Resolution, keine Menschenrechtsgruppe legte Protest ein, obwohl die Okkupationsmacht oft sehr repressiv vorging. Die Palästinensische Befreiungsorganisation (PLO) verzichtete in ihrer Gründungscharta 1964 auf jegliche Souveränität über die von Jordanien und Ägypten besetzten Gebiete. Kern des gesamten Konflikts und Ziel des palästinensischen Widerstandes war – und ist für die meisten Araber bis heute – die in einem Staatsgefüge organisierte Existenz der Juden im Nahen Osten.

Die Schuld an ihrem Schicksal geben die Palästinenser bis heute allein Israel, das nach dem Unabhängigkeitskrieg Hunderttausende jüdischer Vertriebener aus arabischen Staaten aufnehmen musste. Das palästinensische Flüchtlingsdrama wäre aber nie entstanden, wenn die palästinensische Führung die Teilungspläne von 1937 oder 1947 akzeptiert hätte. Auch nach dem Krieg 1948 hätte eine Lösung für die Vertriebenen gefunden werden können, wenn sich Jordanien bereit erklärt hätte, den entwurzelten Palästinensern auf dem eroberten Westjordanland eine neue Heimat zu geben.

Zwischen 1948 und 1967 wurden Millionen Menschen, die während des Zweiten Weltkriegs vertrieben worden waren, Mitglieder neuer Gesellschaften und Staaten. Die arabischen Staaten hingegen pferchten die palästinensischen Flüchtlinge in Camps ein, wo sie in erbärmlichen Verhältnissen, ohne politische Rechte unter der Fürsorge des Uno-Flüchtlingshilfswerks bis heute ausharren – ihre Zahl ist inzwischen auf rund vier Millionen angewachsen. In Wahrheit scheren sich die meisten Despoten in der Region keinen Deut um das Schicksal der Palästinenser. König Hussein von Jordanien gab als einer der wenigen zu, dass man sie als Faustpfand gegen Israel missbrauche: «Seit 1948 haben arabische Führer das palästinensische Volk zu egoistischen politischen Zwecken ausgenutzt. Das ist ein Verbrechen.»

«Das grösste Hindernis für einen Nahost-Frieden sind die israelischen Siedlungen, sie sind sowohl Motiv als auch Antrieb der israelischen Besetzung der Palästinensergebiete.» Marwan Bishara, Professor an der American University of Paris

Mit der Okkupation des Westjordanlandes und des Gazastreifens 1967 hat sich Israel eine gewaltige Hypothek aufgebürdet, die für Besetzte und Besatzer zum Alptraum geworden ist. Die Siedlungspolitik verletzt elementare Normen des Völkerrechts, gemäss welchem der Besatzer das okkupierte Territorium nicht verändern darf und für das Wohl der besetzten Bevölkerung sorgen muss. Zweiklassenrecht, Enteignung, Siedlungs- und Strassenbau bedeuten für die Palästinenser eine massive Beschneidung der Bewegungsfreiheit und die Strangulierung der Wirtschaft und haben ihren grenzenlosen Hass geschürt. Die meisten Israelis empfinden die Besatzung seit Jahren als grosse Bürde, da sie ihre Gesellschaft physisch, finanziell und emotional schwächt, Israel in der Welt zum Paria-Staat macht.

Doch auch hier hätte die Geschichte einen anderen Lauf genommen, wenn sich die palästinensische Führung und die arabischen Staaten weitsichtig verhalten hätten. Unter Führung des ägyptischen Präsidenten Nasser rüsteten die arabischen Nachbarn Mitte der sechziger Jahre zum zweiten Versuch, Israel zu vernichten. «Das arabische Volk ist entschlossen, Israel von der Landkarte verschwinden zu lassen», verkündete am 22. Mai 1967 Radio Kairo. Zwei Wochen später ergriff Israel die Flucht nach vorn und zerstörte in einem Präventivschlag die gesamte Luftwaffe der arabischen Gegner, bevor diese überhaupt in die Luft steigen konnte.

Heute ist man sich weitgehend einig, dass Nasser keinen Krieg wollte. Doch das war damals nicht erkennbar, und die israelische Regierung wollte angesichts des arabischen Säbelrasselns kein Risiko eingehen. In sechs Tagen eroberte Israel Gebiete, die um ein Vielfaches grösser waren als sein bisheriges Territorium. «Es gab 1967 keinen Generalplan, um den Jordan zu erreichen», erinnert sich Jael Dajan, Tochter des Kriegshelden Mosche Dajan. «Niemand erwartete, dass wir die Golanhöhen und den Suezkanal erreichen würden.» Unmittelbar nach Kriegsende verabschiedete die Uno Resolution 242, die von Israel verlangte, erworbenes Land zurückzugeben. Die Uno forderte dies allerdings im Rahmen eines regionalen Friedensabkommens, das Israels Recht, «in Sicherheit zu leben», anerkannte. Israel akzeptierte die Resolution umgehend. «Die israelische Regierung hoffte», so Israels «neuer Historiker» Benny Morris, «den überwältigenden militärischen Sieg in einen politischen Gewinn umzumünzen: Land gegen Frieden.» Verteidigungsminister Dayan wartete auf einen Anruf von König Hussein. Das Telefon blieb stumm. Auch Syrien und Ägypten schlugen Israel den Ölzweig aus der Hand.

Kurz nach Kriegsende verfassten die arabischen Führer am Gipfel in Khartoum ihr «Dreimal nein»-Statement. «Kein Frieden mit Israel, keine Verhandlungen mit Israel, keine Anerkennung von Israel.» Israels Aussenminister Abba Eban stellte ernüchtert fest: «Das ist der erste Krieg in der Geschichte, nach dem der Sieger um Frieden wirbt und die Verlierer bedingungslose Kapitulation verlangen.» 

«Je länger die USA und Israel eine politische Lösung ablehnen, desto schlimmer wird die Situation.» Noam Chomsky

Heute scheint eine Lösung weiter entfernt als je zuvor. Drei Jahre palästinensischer Selbstmordterror und israelische Vergeltung liegen wie eine Grabplatte über der Aufbruchstimmung von Camp David. Im Sommer 2000 hatte Israels Premier Ehud Barak, ein ehemaliger Generalstabschef, der zur Friedenstaube mutiert war und bald als tragische Figur von der politischen Bühne weggefegt werden sollte, den Palästinensern ein historisches Angebot unterbreitet: Der gesamte Gazastreifen und rund 96 Prozent des Westjordanlandes sollten die Palästinenser erhalten; der Rest sollte über Gebietsaustausch kompensiert werden.

Darüber hinaus brach Barak ein «heiliges» Tabu: Er war bereit, Jerusalem, das die meisten Israelis als ihre ewige und untrennbare Hauptstadt erachten, zu teilen. In Ostjerusalem, inklusive des arabischen Quartiers der Altstadt und des Tempelbergs, der für Juden von höchster religiöser Bedeutung ist, sollte die neue Hauptstadt Palästinas entstehen. In der Flüchtlingsfrage schliesslich wollte Israel «die moralischen und materiellen Leiden anerkennen, die dem palästinensischen Volk durch den Krieg 1948 verursacht wurden». Ein kleiner Teil der Flüchtlinge sollte nach Israel zurückkehren können. Für den Rest war eine Kompensation von gesamt 30 Milliarden Dollar vorgesehen.

Nach dreizehn Tagen Klausur verliess Arafat den Gipfel im amerikanischen Maryland, stieg ins Flugzeug und begrüsste sein Volk zu Hause mit einem Victory-Zeichen. «Ich habe nicht klein beigegeben», bedeutete er den arabischen Massen; viele jubelten ihm zu, einige rauften sich die Haare. Die meisten seiner Berater konnten nicht fassen, dass Arafat nicht wenigstens ein Gegenangebot gemacht hatte, um die letzten paar Meter Differenz zu überbrücken. Der saudische Vermittler Prinz Bandar bezeichnete Arafats Verhalten als «ein Verbrechen gegen die Palästinenser, ja gegen die gesamte Region». Der alte Widerstandskämpfer Arafat sei dem Frieden ausgewichen, schloss US-Unterhändler Dennis Ross, «weil ein Ende des Konflikts ein Ende seiner eigenen Karriere bedeutet hätte».

Zwar trafen sich Unterhändler beider Seiten weiter und näherten sich schliesslich «bis auf wenige Zentimeter» einer Lösung an (Teilungsplan von Taba, siehe Karte), doch die Stimmung hatte umgeschlagen, beide Völker waren in Aufwallung, eine neue Intifada war ausgebrochen. Als Auslöser des Aufstands wird noch heute weltweit der demonstrative Besuch Ariel Scharons vor der Al-Aksa-Moschee auf dem Tempelberg erachtet – eine trotz Kenntnis der Faktenlage kultivierte Fehleinschätzung: «Die Autonomiebehörde hatte die Intifada seit der Rückkehr aus Camp David vorbereitet», erklärte der Kommunikationsminister der Palästinenserbehörde. Dies sei «auf Veranlassen Jassir Arafats geschehen, der den Ausbruch der Intifada als komplementäre Bühne zu der palästinensischen Härte in den Verhandlungen gesehen hat, nicht als spezifischer Protest gegen Scharons Besuch auf dem Tempelberg».

Trotz dieser Tatsachen liegt in den Augen vieler Araber die Schuld allein bei Israel, seiner Siedlungs- und Besatzungspolitik und der kompromisslosen Haltung Scharons. Vergessen wird, dass Scharon kaum gewählt worden wäre, wenn Arafat das Friedensangebot angenommen oder konstruktiv weiter verhandelt hätte. Der Opfermythos ist ein mit Wonne zelebriertes Verhaltensmuster unter Arabern. «In der palästinensischen Weltanschauung hat es wenig Platz für das Bekenntnis zu eigenen Fehlern», sagt Benny Morris. «Die eigene Misere ist immer die Schuld der anderen.»

Nach 1937 und 1947 hatten die Palästinenser in Camp David zum dritten Mal eine Gelegenheit ausgeschlagen, einen eigenen Staat zu gründen und Frieden zu schliessen. Einmal mehr bewahrheitete sich das Sprichwort Abba Ebans: «Die Palästinenser verpassen nie eine Chance, eine Chance zu verpassen.» 

«Israel ist das herausragende Beispiel unter den Menschenrechtsverletzern in der Welt.» Sprecher einer studentischen Menschenrechtsorganisation der Universität Michigan

Trotz der berechtigten Kritik an der israelischen Besatzungs- und Siedlungspolitik fällt Israels Menschenrechtsbilanz im Vergleich mit jedem anderen Land, das ähnlichen Gefahren ausgesetzt ist, besser aus. «Im Kampf hat die israelische Armee regelmässig Risiken für die Soldaten in Kauf genommen, um die Zivilbevölkerung zu schonen», sagt Rechtsprofessor Michael Waltzer von der Princeton-Universität, ein dezidierter Kritiker der israelischen Besatzung. «Der Gegensatz zu der Art, wie beispielsweise die Russen in Grosny vorgingen, ist frappant. Der entscheidende Unterschied ist die verhältnismässig sehr kleine Zahl von zivilen Opfern in den palästinensischen Städten, trotz der Heftigkeit der Kämpfe.»

Bei der Beurteilung Israels wird die allgemeine Rechtssituation im Land meist völlig ausgeblendet. Israels Obergericht gehört zu den besten in der Welt, es hat sowohl bei der Armee als auch bei der Regierung wiederholt eingegriffen und sie angewiesen, sich ans Gesetz zu halten. In Fragen der Rechte von Frauen, Homosexuellen und Behinderten ist die israelische Justiz herausragend. Israel ist die einzige Demokratie im Nahen Osten; seine Meinungs-, Presse- und Religionsfreiheit ist in der Region vorbildlich. Dagegen leiden die Araber in fast allen Nachbarstaaten unter Korruption, Vetternwirtschaft, Willkür und Repression.

Einen Beweis für die Vorbildfunktion liefert Khalil Shikaki, der bedeutendste palästinensische Politologe. Seit 1996 befragt er regelmässig das Volk nach dem besten Regierungssystem: «Israel steht mit über 80 Prozent bei den Palästinensern an der Spitze, gefolgt von den USA und Frankreich, die eigene Regierung figuriert abgeschlagen auf dem letzten Platz.»

Das ändert nichts an der Gepflogenheit der Uno-Kommission für Menschenrechte, sich mit keinem anderen Land derart intensiv zu befassen wie mit Israel: Elf Prozent der Sitzungen konzentrierten sich auf Israel, 24 Prozent seiner Tätigkeit entfällt auf alle übrigen Uno-Staaten. «Das Israel-Bashing hat erste Priorität», sagt Anne Bayefsky, die die Uno-Kommission lange Zeit beobachtet hat. Über die Jahre seien bei der Uno Tausende von Klagen gegen systematische Menschenrechtsverletzungen in Ländern wie Bahrain, Tschad, Liberia, Malawi, Mali, Pakistan, Saudi-Arabien, Syrien oder Simbabwe eingereicht worden. «Doch jedes Jahr hält die Kommission geschlossene Sessionen ab, wo sie diese Klagen begräbt und sich weigert, die angeschuldigten Länder öffentlich zu verurteilen.»

Besonders frappant ist das Beispiel Tibets, dessen Besetzung durch China länger zurückreicht, deutlich brutaler ist und mehr Menschen trifft als die israelische Okkupation im Westjordanland und Gazastreifen. Obwohl die Menschenrechtsverletzungen gegenüber den Tibetern gravierender sind als diejenigen gegenüber den Palästinensern, hat die Uno China noch nie verurteilt oder das Recht der Tibeter auf Selbstbestimmung anerkannt. Stattdessen belohnte das Olympische Komitee China mit den Sommerspielen 2008. Auf ähnliche Ignoranz seitens der Weltgemeinschaft stossen Kurden, Armenier, Tschetschenen und Dutzende anderer unterdrückter oder staatenloser Völker, von denen keines einen Beobachterstatus bei der Uno hat und denen nicht im Entferntesten eine ähnliche Anerkennung zuteil wird wie den Palästinensern.

Die Fokussierung auf das Schicksal der Palästinenser hat wesentlich mit der Medienberichterstattung zu tun. «Wenn man den Palästina-Konflikt mit den Konflikten in Bosnien, Tschetschenien und Kaschmir vergleicht, findet man unter anderem einen grundlegenden Unterschied», sagt der US-Islamwissenschaftler Bernard Lewis. «Da fällt in Nahost der günstige Zugang für die Medien auf, denn einer der Konfliktpartner, Israel, ist eine Demokratie.» Zudem bekunden offensichtlich auch westliche Journalisten Mühe, sich von einem holzschnittartigen Täter-Opfer-Schema zu distanzieren. Eklatanteste Beispiele sind die als «Massaker» beschriebene Armeeaktion in Jenin letztes Jahr, wo rund 50 Palästinenser starben, oder die Erschiessung des 12-jährigen «Märtyrer-Jungen» Mohammed al-Dura, für dessen Tod noch heute die israelische Armee verantwortlich gemacht wird, obwohl intensive Untersuchungen belegen, dass die Todesschützen mit grosser Wahrscheinlichkeit auf der palästinensischen Seite zu suchen sind.

«Wir wissen, dass Israel Massenvernichtungswaffen besitzt. Niemand spricht darüber. Weshalb sollte es einen Massstab geben für das eine Land (Irak), besonders weil es schwarz ist, und einen anderen für ein anderes Land (Israel), weil es weiss ist?» Nelson Mandela

Ziel der meisten israelischen Regierungen war eine Aussöhnung mit den Palästinensern und ein regionaler Frieden. Der vernünftigste Weg dorthin wäre eine Zweistaatenlösung, wie sie von Ehud Barak in Camp David initiiert, von Jassir Arafat abgelehnt und im Genfer Abkommen, das am 1. Dezember symbolisch unterzeichnet wird, weiter entwickelt wurde. Ob eine Rückgabe der besetzten Gebiete den ersehnten Frieden bringen würde, ist indessen höchst ungewiss. Weite Teile der muslimischen Gesellschaften sind nicht gewillt, das Existenzrecht Israels anzuerkennen; das Bild der Juden als minderwertige und hinterlistige Wesen sitzt tief. Ein Blick in die arabischen Medien, die täglich antiisraelische Klischees bedienen, ist ernüchternd. So lässt das ägyptische Fernsehen zum Ramadan in einer Serie die uralte antisemitische Legende der «Weisen von Zion» aufleben. Oder auf Al-Dschasira wird in einer Talkshow die These erörtert: «Die Söhne Zions, die unser Gott als die Söhne von Affen und Schweinen bezeichnet, werden sich nur abschrecken lassen, wenn ein wirklicher Holocaust stattfindet, der sie alle auf einen Schlag vernichtet.»

Solange kein Frieden mit den arabischen Staaten herrscht, ist Israel auf eine Armee angewiesen, die qualitativ stärker ist als die aller Nachbarn zusammen. Sollte diese Vorherrschaft einmal gebrochen werden, bestünde eine ernst zu nehmende Gefahr, dass Israel erneut angegriffen würde. Nelson Mandela liegt falsch, wenn er Israels Nuklearprogramm mit Saddam Husseins Streben nach Massenvernichtungswaffen vergleicht. Israel besitzt seit den sechziger Jahren Nuklearwaffen, hat sie aber nie eingesetzt; sie sind ein Mittel der ultimativen Abschreckung gegen zerstörerische Ambitionen eines radikalen Regimes. Saddam Hussein hingegen hat chemische Waffen wiederholt als Offensivwaffen eingesetzt.

Es gibt zahlreiche triftige Gründe, Israel zu kritisieren. Eine vorurteilsfreie Kritik kann aber nur üben, wer das Existenzrecht Israels in den Grenzen von 1967 anerkennt. «Und wer anerkennt», so der Schriftsteller Robert Schindel, «dass Israel in der Verlängerung seiner Geschichte ein besonderes Sicherheitsbedürfnis hat».
